Im Auftrage der Handwerkskammer 
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Genoſſenſchaft in Ot. Eylau. 


Am Dienstag, den 17. d. Mts. hatten ſich im 
Stadtverordnetenſizungsſaale des Magiſtrats in Ot. 
Eylau etwa 40-50 Handwerksmeiſter der verſchiedenen 
Gewerbe verſammelt, um zur Frage der Bildung von 
Genoſſenſchaften im Kreiſe Roſenberg Stellung zu 
nehmen. Anweſend waren auch der Herr Landrat des 
Kreiſes Roſenberg, ſowie der Vorſitzende und der 
ſtellvertreter. Syndikus der Handwerkskammer. Die 
Vertreter der Kammer legten noch einmal die Gründe, 
die es ratſam erſcheinen laſſen, Genoſſenſchaften 
innerhalb des Handwerks zu gründen, ſowie die Zwecke 
und Aufgaben der Genoſſenſchaft dar. Ebenſo ging 
der Herr Landrat von Brünneck auf das Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen ein, und äußerte ſeine Anſicht dahin, daß 
ein Zuſammenſchluß auf genoſſenſchaſtlicher Grundlage 
für das Handwerk nur forderlich und nutzbringend ſein 
würde. Nach einer Ausſprache zeigte es ſich, daß 
innerhalb einzelner Gewerbe Neigung zur Errichtung 
einer Genoſſenſchaft beſtand. Eine Reihe von Herren 
aus dem Maler-, Schloſſer⸗, Tiſchler⸗, Bau⸗ und 
Wagenbaugewerbe bekundeten ihren Entſchluß eine 
Genoſſenſchaft zu gründen. Der Gründungsakt ſoll 
dem nächſt vorgenommen werden. 


Gründung einer Schneidergenoſſenſckaft 


zu Marienwerder. 


Am Sonntag, den 22. d. Mts hatte die Schneider⸗ 
innung zu Marienwerder, diejenigen Schneidermeiſter 
des III. Abteilungsbezirks, welche Mitglieder einer zu 


Graudenz, Sonnabend, den 28. Auguſt. 


Druck u. Expedition: 
Buchdruckerei Rob. Geiſel, Graudenz 
Fernſprech-Anſchluß Nr. 745. 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 
I —— für den Regierungsbezirk Marienwerder. 


— 
Im Anzeigenteil koſtet die viergeſpaltene Petitzeile 20 Pf., 
bei Bekanntmachungen von Innungen, Genoſſenſchaften 10 Pf. 
Aufträge nimmt die Buchdruckerei Robert Geiſel entgegen 


1915. 


errichtenden Genoſſenſchaft werden wollten, in der 
Herberge zur Heimat verſammelt. Die Gründung der 
Genoſſenſchaft kam zuſtande. Acht Herren unter⸗ 
zeichneten ſofort das Statut, zwei weitere hatten ſich ver- 
pflichtet in den nächſten Tagen beizutreten. Die neue 
Genoſſenſchaft trägt den Namen Schneidergenoſſenſchaft 
Marienwerder. Ihr Sitz iſt die Stadt Marienwerder. 
In den Vorſtand wurden gewählt die Herren Schneider- 
meiſter: Rachau, Vorſitzender, Lipski, Geſchäftsführer. 


Handwerkerverſammlung in Stuhm. 


Vorausſichtlich am 8. September findet eine 
allgemeine Handwerkerverſammlung in Stuhm ſtatt, in 
welcher über die Errichtung von Genoſſenſchaften 
beraten werden ſoll. Wir werden in der nächſten 
Nummer über Zeit und Ort nähere Angaben machen. 


Freiwillige Angebote in Kriegsmetall. 


„Auf Anregungen aus dem Kreiſe des Metall- 
gewerbes hin und in Verbindung mit der zuſtändigen 
amtlichen Stelle iſt eine Geſchäftsſtelle für freiwillige 
Angebote in Kriegsmetall errichtet worden. Ihre 
Aufgabe iſt, im eigenſten Intereſſe von Handel und 
Gewerbe der Kriegsmetall A-G auf Grund freiwilliger 
Angebote Metall in möglichſt großem Umfange zuzu- 
führen. Die Handwerks- und Gewerbekammer kann 
dieſes Vorhaben nur unterſtützen. Gewerbetreibenden, 
denen Rundſchreiben und Angebotsvordrucke nicht 
zugegangen ſein ſollten, iſt dringend zu empfehlen, ſie 
von der Geſchäftsſtelle für freiwillige Angebote in Kriegs- 
metall, Berlin W 35, Steglitzerſtraße 36, einzufordern.“ 


Der Dorſitzende der Handwerkskammer, 
Emil Hache. 
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militäriſchen Uebungen ſeien kein gewerblicher Gegen- 
ſtand und bezweckten nicht, das gewerbliche Fort⸗ 
kommen zu fördern, ſondern lediglich die jungen Leute 
auf den Militärdienſt vorzubereiten. Würde es ſich 
aber um einen gewerblichen Gegenſtand handeln, ſo 
hätte die Beſtimmung über die Aufnahme der mili— 


täriſchen Uebungen in den Stundenplan der Fort⸗ 


bildungsſchule nach Anhörung beteiligter Gemerbe- 
treibender und Arbeiter ergehen und gemäß § 122 des 
Zuſtändigkeitgeſetzes vom Bezirksausſchuß, alſo nicht 
vom Regierungspräfidenten, genehmigt werden müſſen. 

Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. 

Das Unterrichtsweſen und ſomit auch das gewerb⸗ 
liche Fortbildungsſchulweſen gehört an ſich zur Zu⸗ 
ſtändigkeit nicht der Reichs- ſondern der Nandesgeſetz⸗ 
gebung. Nur einzelne hierher gehörige Punkte ſind 
in $ 120 GewO. reichsrechtlich geregelt, nämlich die 
Verpflichtung der Gewerbetreibenden, ihren jugendlichen 
Arbeitern die Zeit zum Beſuche der Fortbildungsſchule 


zu gewähren, und die Verpflichtung der jugendlichen 


Arbeiter zum Beſuch einer ſolchen Schule, ſoweit dieſe 
Verpflichtung nicht ſchon nach Landesgeſetz beſteht. 
Alle übrigen hierher gehörigen Fragen, insbeſondere 
die Einrichtung, die Lehrgegenſtände und Lehrpläne 
dieſer Schulen, unterliegen den landestechtlichen Bor- 
ſchriften (für Preußen beſonders Elſaß des Handels- 
miniſters vom 1. Juli 1911, HMBl. S. 267 ff). Durch 
ſtatutariſche Beſtimmungen (§ 120 Abſ. 3) iſt lediglich 
die Pflicht zum Beſuche der Schule und das zur Durch- 
führung dieſer Verpflichtung Erforderliche zu regeln, 
nur die Regelung dieſer Punkte bedarf der Form des 
Ortsſtatuts, der vorgängigen Anhörung beteiligter Ge⸗ 
werbetreibender und Arbeiter und der nachträglichen 
Genehmigung des Bezirksausſchuſſes; dagegen ſind 
Lehrgegenſtände und Lehrpläne von der nach Landes- 
recht zuſtändigen Behörde — in Preußen vom Schul⸗ 
vorſtande — nach Maßgabe der hierüber beſtehenden 
Vorſchriften feſtzuſetzen und unterliegen nur der für 
ſolche Feſtſetzungen vorgeſchriebenen Genehmigung, in 
Preußen der des Regierungspräſidenten (Urteil des 
Kammergerichts vom 27. April 1914 — J. S. 222. 14 
KGJ. 46 S. 387 ff.). 

Hat der Schulvorſtand, wie dies hier geſchehen iſt, 
einen beſtimmten Lehrgegenſtand in den Lehrplan der 
Fortbildungsſchule den beſtehenden Verwaltungsvorſchrif— 
ten entſprechend aufgenommen, ſo kann hier unerörtert 
bleiben, ob dem Richter bei Feſtſtellung einer nach $ 150 * 
GewO. ſtrafbaren Uebertretung überhaupt eine Nachprü⸗ 
fung zuſteht. Wird dieſe Frage bejaht, ſo kann ſich die Prü⸗ 
fung jedenfalls nur darauf erſtrecken, ob der betreffende 
Lehrgegenſtand als Beſtandteil eines Fortbildungsſchul⸗ 
unterrichts im Sinne des 8 120 GewO. angeſehen werden 
kann. Hierbei iſt unerheblich, ob die Fortbildungsſchüler 
von Lehrern der Handels- und Gewerbeſchulen oder von 
andern Perſonen und ob ſie allein oder gemeinſchaftlich mit 
andern, dem Handels⸗ und Gewerbeſtande nicht ange- 
hörigen jungen Leuten unterrichtet werden. Entſcheidend 
ift lediglich, ob der Unterricht in dem betreffenden Ge- 
genſtande geeignet iſt, dem Zwecke der Fortbildung im 
Sinne des § 120 zu dienen. Fortbildungsſchulunter⸗ 
richt in dieſem Sinne iſt, wie ſchon die Begründung 
des Geſetzes. betr. Abänderung der Gewerbeordnung, 
vom 17. Juli 1878 (RGBl. S. 199) zutreffend aus⸗ 
führt (Druckſ. Nr. 41 S. 24), nicht die techniſche Aus⸗ 
bildung in einem beſtimmten Gewerbszweige. Das er⸗ 
gibt ſchon der Umſtand, daß in Abſ. 2 der Unterricht 
in weiblicher Hausarbeit zum Fortbildungsſchulunter⸗ 
richte gerechnet wird und daß in Abſ. 3 Satz 5 die 
Fachſchulen neben den Fortbildungsſchulen genannt und 
dadurch von ihnen unterſchieden werden. — Die Fort⸗ 
bildungsſchule bezweckt vielmehr, nach der erwähnten 


in den Motiven gegebenen Begriffsbeſtimmung „die 
Schüler in den in der Volksſchule erworbenen elemen⸗ 


taren Kenntniſſen und Fertigkeiten in der durch die 
Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens gewieſenen Richtung 
weiterzuführen“. Hiernach gehören die militäriſchen Uebun- 
gen, insbefondere während der Dauer des Krieges, zu den 
im Fortbildungsſckulunterrichte zuläffigen Lehrgegenfänden 
(vergl. auch betreffs des Turnens das oben angeführte 
Urteil des KG. J. 46 S. 387). Denn wenn ſie auch 
in erſter Reihe die Vorbereitung für den Soldatenberuf 
bewirken wollen, fo erreichen fie doch gleichzeitig in umfaſ⸗ 
ſender Weiſe den Zweck, jeden Teilnehmer für ſeinen Beruf 
namentlich auch für einen ſchaffenden Beruf, wie es 
jede Tätigkeit in einem Gewerbe iſt, vorzubereiten, be⸗ 
ſonders indem ſie ihn in einer großen Zahl von Hand⸗ 
fertigkeiten unterrichten, ſeinen Körper kräftigen, Ge⸗ 
ſicht und Gehör ſchärfen. Mut und Geiſtesgegenwart 
erhöhen, ihn lehren Beobachtungen zu machen und da= 
raus Schlüſſe zu ziehen, in ungewohnten Lagen ſchnell 
Entſchlüſſe zu faſſen und auf eigene Verantwortung zu 
handeln, Befehle der Vorgeſetzten richtig auszuführen 
und ſelbſt ſachgemäße Anordnungen zu erteilen. Zu— 
treffend hat daher die Strafkammer dieſe Uebungen als 
Teil des Fortbildungsſchulunterrichts angeſehen. Die 
Anſetzung der Uebung auf einen Sonntag außerhalb 
der Zeit des Hauptgottesdienſtes war nach § 120 Satz 
2 GewO. zuläſſig. Der Angeklagte iſt daher mit Recht 
beſtraft worden. Seine Reviſion war ſomit zurückzu⸗ 
weiſen. 


Auslegung der Kriegsklauſel. 


Wie die Zeitſchrift „Das Recht“ mitteilt, hat das 
Reichsgericht über die Auslegung der in manchen 
Verträgen enthaltenen „Kriegsklauſel“ folgenden Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt: „Wird ein Verkauf mit der Klauſel 
„Feuer, Streit, Beſchädigung der Maſchinen, MWobil⸗ 
machung, Krieg, Blockade und ſonſtige Fälle höherer 
Gewalt vorbehalten,“ abgeſchloſſen, jo iſt anzunehmen, 
daß der Verkäufer nicht nur dann frei ſein will, wenn 
die vorbehaltenen Ereigniſſe Unmöglichkeit der Leiſtung 
verurſachen, ſondern ſchon dann, wenn ſie überhaupt 
eintreten. Dies gilt aber nur für ſolche Ereigniſſe der 
bezeichneten Art, die auf den Geſchäftsbetrieb des 
Verkäufers weſentlich ſtörend einwirken. Ob letzteres 
der Fall iſt, iſt im Einzelfalle nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu entſcheiden.“ 


Muß der Dorſitzende des Prüfungsausſchuſſes 
einer Innung Mitglied einer Innung fein oder 
das in Betracht kommende Handwerk betreiben ? 


Eine für das Innungsweſen intereſſante und wichtige 
Entſcheidung hat die Königliche Kreishauptmannſchaft 
Leipzig getroffen. Eine Zwangsinnung des Bezirkes 
der Gewerbekammer zu Leipzig hatte bei der letzteren 
den Antrag geſtellt, den ſeinerzeit von ihr vorgeſchlagenen 
und von der Gewerbekammer nach § 131 der Gewerbe— 
ordnung ernannten Borſitzenden des bei der Innung errich⸗ 
teten Prüfungsausſchuſſes zur Abnahme der Geſellenprü⸗ 
fung von ſeinem Amte zu entheben, weil derſelbe ſein 
Gewerbe nicht mehr betreibe, der Innung nicht mehr 
angehöre und weil es zwiſchen letzterem und den 
Innungsmitgliedern anläßlich der Abnahme von 
Geſellenprüfungen wiederholt zu Auseinanderſetzungen 
gekommen ſei. 

Da die Gewerbekammer bei der Wahl des 
Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes nach § 131 der 
Gewerbeordnung nicht gebunden iſt, nur ſolche Perſo⸗ 
nen in dieſes Amt zu berufen, die Mitglieder einer In⸗ 
nung ſind oder das in Betracht kommende Handwerk 
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Für Sattler. 


Es iſt anzunehmen, daß in abjehbarer Zeit von 
der Heeres verwaltung ein größerer Auftrag in Sattler⸗ 
arbeiten vergeben werden wird. Von der Firma 
J. Menne & Kaßpohl⸗Hannover erhalten wir eine 


größere Auswahlſendung Muſtergarnituren für die in 
Ausſicht ſtehende Heeresaufträge auf Gefchirr-, Patronen⸗ 


und Torniſterbeſchlägen und auch cinige Preisliſten 
über die gangbarſten Militärſchnallen ete Die Firma 
teilt mit, daß die Preiſe äußerſt kalkuliert ſind und 
die Aufträge innerhalb 8 bis 14 Tagen ihre Erledigung 
ſinden können. Die Muſtergarnituren liegen zur 
Anſicht auf der Geſchäftsſtelle aus. 


Metallfreigabeftelte für Friedenszwecke. | 


(M. f. F.) 

Wir machen auf dieſe Bekanntmachung beſonders 
aufmerkſam. 

Unter Aufſicht des Reichsamts des Innern iſt die 
Metallfreigabeſtelle für Friedenszwecke (M. f. F) in 
Berlin N. W. 7, Sommerſtraße 4a, Telephon Zentrum 
10290 gegründet worden. An ſie ſind künftig alle 
Anträge auf Freigabe von befdilagnahmten Metallen für 
Friedens- und mittelbare Heereszwecke zu richten. 

Die Erledigung aller anderen, nach wie vor von 
der Kriegs-Rohſtoff⸗Abteilung zu bearbeitenden Frei— 
gabegeſuche wird weſentlich beſchleunigt bei Benutzung 
hellgrüner Briefumſchläge mit der Bezeichnung „Metall- 
freigabe“ in der linken oberen Ecke. Es wird darauf 
aufmerkſam gemacht, daß Metalle nur in äußerſt 
dringenden Fällen freigegeben werden. 


Bekanntmachung 


betreffend Großhändler im Sinne der Beſchlagnahmever— 
fügung über Großvienhäute. (vergl. S. 47 der No. II des 
Weſtpreußiſchen Handwerks.) 

Das ſtellvertretende Generalkommando des XVII. 
Armeekorps teilt mit: 

„In dem Verzeichniſſe der als Großhändler im 
Sinne der Beſchlagnahme-Verfügung vom 22. 11. 1914 
über Großviehhäute zugelaſſenen Firmen, das mit dies- 
eitigem Schreiben vom 30. April d. Is. Nr. 18304 
dorthin überſandt wurde ſind nach einer Mitteilung 
des Kriegsminiſteriums die Firmen Sally Blumenfeld in 
Berlin C 25 und Abrm. Heymann iu Dortmund auf ihren 
Antrag geſtrichen worden. Das Verzeichnis iſt z. Zt. 
in den Amtsblättern der Königlichen Regierungen des 
diesſeitigen Befehlsbereichs veröffentlicht worden. 


Von ſeiten des ſtellvertretenden Generalkommandos. 
Der Chef des Stabes. 


gez. v. Linſingen. 


Bekanntmachung, 


befreffend die Außerkrafffegung der Bekanntmachung über 
die Feſlſetzung von Höchſtpreiſen für Erzeugniſſe aus Kupfer-, 
Meſſing und Aluminium vom 28. Dezember 1914 und der 
Bekanntmachung über die Höchſpreiſe für Erzeugniſſe 
aus Nickel vom 15. Juni 195. Dom 13. Auguft 1915. 


Auf Grund von § 14 der Verordnung über die 
Höchſtpreiſe für Kupfer, altes Meſſing alte Bronze, 
Rotguß, Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn vom 
10. Dezember 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 501) beſtimme ich: 

1. Die Bekanntmachung über die Feſtſetzung von 
Höchſtpreiſen für Erzeugniſſe aus Kupfer, Meſſing und 
5 vom 28. Dezember 1914 (Reichs⸗Geſetzbl. 


2. die Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für 
Erzeugniſſe aus Nickel vom 15. Juni 1915 (R.⸗G.⸗Bl. 
S. 340) treten mit dem 18. Auguſt 1915 außer Kraft. 

Berlin, den 13. Auguſt 1915. 

Der Reichskanzler 
Im Auftrage 
Richter 


Entscheidungen der Gerichte. 


Militäriſche Uebungen als „ in Fortbildungs- 
ſchulen. 
Urteil des Kammergerichts, 3. Ferienſtrafſenat, vom 
20. Juli 1915. 

Das vom Bezirksausſchuß zu L. genehmigte und 
ordnungsmäßig veröffentlichte Ortsſtatut vom 5. Juli 
1900 verpflichtet die im dortigen Gemeindebezirke ſich 
aufhaltenden gewerblichen Arbeiter unter 18 Jahren 
zum Beſuche der dortigen kaufmänniſchen Fortbildungs- 
ſchule zu den feſtgeſetzten und vom Magiſtrat zur 
Kenntnis gebrachten Stunden. Durch Erlaß der 
Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts Angelegenheiten, 
des Krieges und des Innern vom 16. Auguſt 1914 
wurden die Behörden aufgefordert, die militäriſche 
Vorbereitung der heranwachſenden Jugend nach Kräften 
zu fördern und zu unterſtützen. Dieſen Erlaß teilte 
der Handelsminiſter durch Rundſchreiben vom 4. Sep⸗ 
tember 1914 (HM Bl. ©. 479) den Regierungspräfidenten 
mit dem Erſuchen mit, die Leiter der gewerblichen und 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen zu veranlaſſen, die 
unter 16 Jahre alten Schüler zur Teilnahme an den 
Uebungen zu ermuntern. In einem weiteren an die 
Regierungspräfidenten gerichteten Erlaſſe vom 8. Oktober 
1914 (ebenda S. 509) erklärte ſich der Handelsminiſter 
damit einveritanden, daß in Fällen, wo es zur wirk⸗ 
ſamen Durchführung der Uebungen erforderlich iſt, für 
die Dauer des Krieges der eigentliche Fortbildungs- 
ſchulunterricht für die über 16 Jahre alten Schüler 
bis auf 2 Stunden wöchentlich beſchränkt werde und 
lehrplanmäßig die Uebungen zur militäriſchen Vor— 
bereitung an die Stelle der freigewordenen Stunden 
geſetzt werden. Dahingehende Beſchlüſſe der Schul— 
vorſtände ſollten den Regierungspräſidenten zur Ge— 
nehmigung vorgelegt werden. In Verfolg dieſes Er- 
laſſes beſchloß der Vorſtand der Handels- und Ge— 
werbeſchule in L., für die Dauer des Krieges die 
über 16 Jahre alten Schüler der dortigen kaufmän- 
niſchen und gewerblichen Fortbildungsſchule zur Teil— 
nahme an der militäriſchen Vorbereitung zu verpflichten. 
Dieſer Beſchluß wurde vom Regierungspräfidenten zu 
N. genehmigt und vom Magiſtrat zu L. in der hierfür 
beſtimmten Zeitung in L. mit dem Bemerken ver⸗ 
öffentlicht, daß die Schüler ſich zur Teilnahme an 
dieſen Uebungen an jedem Sonntage Nachmittag 2½ 
Uhr auf den von dem Vorſtande zu beſtimmenden 
Plätzen einzufinden haben. — Dem Angeklagten war 
alles dies bekannt. Er hat trotzdem am 10. und 17. 
Januar 1915 an dieſen Uebungen nicht teilgenommen 
und iſt deshalb wegen Uebertretung des erwähnten 
Ortsſtatuts vom Schöffengericht beſtraft worden. Das 
Landgericht hat ſeine Berufung verworfen. Die von 
ihm hiergegen eingelegte Revifion rügt Verletzung der 
§§ 120, 142, 150 GewO. und führt aus, der Unterricht 
in den Fortbildungsſchulen könne nur Gegenſtände 
betreffen, welche in den Bereich des Gewerbes fallen; 
er ſei beſtimmt, das gewerbliche Fortkommen der 
Schüler zu fördern. Nach § 142 GewO. hätten die 
hier in Betracht kommenden ſtatutariſchen Vorſchriften 
der Gemeinde, alſo auch die auf Grund des § 120 
Abſ. 3 erlaſſenen, nur die ihnen durch das Geſetz über- 
wieſenen gewerblichen Gegenſtände zu ordnen. Die 
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betreiben, und ferner Vernachläſſigungen d. der . ep 
ten des vorliegenden Falles in Frage kommenden Vor- 
ſizenden des Prüfungsausſchuſſes nicht nachgewieſen 
waren, dagegen die zwiſchen letzterem und den Innungs⸗ 
mitgliedern ſtattgefundenen Auseinanderſetzungen ſich 
daraus ergeben, daß ſich die letzteren den vom Vorſitzen⸗ 
den bei den Geſellenprüfungen getroffenen Anordnungen 
widerſetzt hatten, hat die Kammer keinen Anlaß gefun— 
den, dieſen von ſeinem Amte zu entheben. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Innung bei der 
Königlichen Kreishauptmannſchaft Beſchwerde erhoben, 
die aber die Beſchwerde aus den gleichen Gründen 
wie die Gewerbekammer nicht zu beachten vermochte. 


Brot und Mehl. 


Bekanntmachung. 


Berlin, den 21. Auguſt. (W. T. B.) Das 
Direktorium der Verwaltungsabteilung der Reichs— 
getreideſtelle hat mit Zuſtimmung des Koratoriums 
auf Grund von $ 14 der Bundesratsverordnung über 
den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus dem 
Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 (R. G. Bl. S. 362) 
am 19. Auguſt 1915 folgende Beſchlüſſe gefaßt: 

1. Zur Herſtellung von Mehl iſt Brotgetreide 
mindeſtens bis zu 75 vom Hundert auszumahlen. 

2. Die Mehlmenge, die täglich auf den Kopf der 
Zivilbevölkerung verbraucht werden darf, wird einſchl. 
der Zulage für die ſchwer arbeitende Bevölkerung auf 
250 Gramm feſtgeſetzt; die Befugnis des Kommunal- 
verbandes, bei der Unterverteilung dieſer Mehlmenge 
Unterſchiede zu Gunſten der ſchwer arbeitenden Be— 
völkerung zu machen, wird hierdurch nicht berührt. 

3. Die Menge, die ein Selbſtoerſorger verwenden 
darf, wird auf den Kopf und Monat mit 10 kg Brot⸗ 
getreide feſtgeſetzt. Dabei entſprechen einem Kilogramm 
Brotgetreide 750 g Mehl. 

Die Beſchlüſſe treten mit dem 1. September, der 
Beſchluß zu 2 mit dem 15. September 1915 in Kraft. 

Berlin, den 21. Auguſt 1915. 


Der Dorſitzende 
des Direktorinms der Reicksgetreideſtelle. 


Auszeichnung für 25jährige treue Dienſte. 


Der Maurerpolier Auguſt Schumann und 
der Zimmergeſelle Aug uſt Bettin find in dem 
Baugeſchäft des Herrn Oskar Karge zu Hammerſtein 
ſeit über 25 Jahren ununterbrochen tätig. In An⸗ 
erkennung dieſer ſeltenen Pflichttreue hat die Hand⸗ 
werkskammer den Jubilaren eine Ehrenurkunde em 
liehen, die ihnen am 22. d. Ms. von dem Heren | 
Landrat überreicht worden it. 


Chrentag. 


Der Schneidermeiſter Herman Patzwahl in 
Flatow feierte am 17. Auguſt ſeinen 70. Geburtstag. 
Herr Patzwahl kann als das Muſter eines rechte | 
ſchaffenen, biederen Handwerksmeiſters gelten. Durch 
ſeine perſönlichen Eigenſchaften hat er ſich in ſeiner 
Heimat allſeitig Liebe und Achtung erworben. Um 
das Handwerk im allgemeinen ſowie um das Innungs— 
weſen in ſeiner Stadt hat er ſich ausgezeichnet verdient 
gemacht. Die Handwerkskammer hat die ſeltenen 


Vorzüge des alten Herren zu würdigen verſucht, indem 
ſie ihm einen Ehrenmeiſterbrief verliehen hat, welcher 
ihm durch den Herrn Landrat überreicht worden iſt. 


Nr. 21. 


Vor der zuſtändigen Prüfungskommiſſion der 
Handwerkskammer haben die Meiſterprüfung beſtanden: 
Im Friſeurhandwerg: 
Suptanowski, Kaſimir, in Czersk am 9. 8. 1915. 
Milczewski, Johann, in Leſſen am 30. 3. 1914. 
Im ſlaurerhandwerk⸗ 
Krauſe, Eugen, Bauunternehmer in Stuhm am 30. 6. 1915. 
Im Scdmiedehandwerk : 
Behr, Heinrich, in Sehlen bei Tuchel am 13. 8. 1915. 
Im Saftlerhandwerk : 
Schwarz, Wladislaus, 
werder am 14. 8. 1915. 
Die Genannten ſind hierdurch zur Führung des 
Meiſtertitels in Verbindung mit dem betr. Handwerk 
und zur Anleitung von Lehrlingen in dieſem berechtigt. 


in Pehsken Kreis Marien⸗ 


Beſtandene Briten 


Heldentod. 


ö Den Heldentod fürs Vaterland starb am 
3. Auguſt 1915 bei den heftigen Kämpfen in 
Kußland unfer freuer und lieber Mitarbeiter der 


Maſchinenſchreiber und Stenograph 
Ernst Rieck 
Staatliche, gemeindliche 
Verwaltungen u. Private! 


im Alter von faft 23 Jahren. 
Die Geſchäflsſtelle der Kammer verliert in 
Vergebt Aufträge an 
Handwerk und Gewerbe. 


dem gefallenen Helden einen firebfamen, freuen 
und hoffnungsvollen Beamten, deſſen beſckeidenes 
und höfliches Weſen die Geſchäſtsleitung stets 
angenehm berührt hat. Sein Andenken wird von 
der Kammer allzeit in Ehren gehalten werden. 


Graudenz, den 21. Auguſt 1915. 


Die Handwerkskammer. 


Emil Hache, Dr. Baenitz, 
Vorſitzender. Syndikus. 


